Kantonsrat St.Gallen 22.24.02

Einfihrungsgesetz zum Bundesgesetz
Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege

Antrag vom 4. Juni 2024

Die Mitte-EVP-Fraktion / SP-GRUNE-GLP-Fraktion (Sprecher: Schobi-Altstatten)

Art. 17  Abs. 1 und 2: Riuckkommen.

Antrag fur den Fall, dass der Kantonsrat auf die Bestimmung zurtickkommt:

Art. 17 Abs.1 Bst.f:  eine Studierende oder ein Studierender nach Abschluss der Aus-
bildung nicht wahrend den zwei dem Ausbildungsabschluss fol-
genden Jahren laekenlos-als Pflegefachperson in-der-Sehweiz
tatig war. Pro-Menat-in-dem-eine-Studierende-oderein-Studieren-

derwahrend-dieserzwei-Jdahre-nichtals-PHegefachperson-in-der
iz tat] wird-ein Vi I . )
ausbezahlten-Ausbildungsbeitrage-zurickgefordert.Die Regie-

rung regelt die Einzelheiten durch Verordnung.

Abs. 2: Die zustéandige Stelle des Kantons verfiigt die Rickforderung. Sie
kann auf eine Riickforderung verzichten, wenn diese bei der Bei-
tragsempfangerin oder dem Beitragsempfanger zu einer grossen
Harte fuhren wirde oder der Studierende oder die Studierende
aus zwingenden Griinden nicht in-der-Schweiz-als Pflegefachper-
son tatig war._Die Regierung regelt die Einzelheiten durch Verord-

nung.

Begriindung:

Der Fachkraftemangel in der Pflege erfordert Massnahmen des
Kantons. Die Rechtsbegriffe «llickenlos» und «in der Schweiz»
sind nicht geeignet, die Lebenswirklichkeit in allen ihren Konstel-
lationen sachgerecht und zweckmassig zu erfassen. Rechnung

ist auch kinftigen, anderen und sich &ndernden Sachverhalten

zu tragen. Die konkreten Umstande des Einzelfalles und die Sach-
richtigkeit fur die Entscheidung erfordern einen gewissen Freiraum
und Flexibilitat im Rahmen des Gesetzes, wozu die Regierung die
Einzelheiten durch Verordnung regeilt.



	Einführungsgesetz zum Bundesgesetz
	über die Förderung der Ausbildung im Bereich der Pflege

